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8. Immer wieder Verzögerungen und Probleme bei elek-
tronischen Verfahren in der Steuerverwaltung 

 
Ein elektronischer Versand von Kontrollmitteilungen ist innerhalb 
der Steuerverwaltung immer noch nicht möglich. Kontrollmittei
lungen werden ausgedruckt und in Papierform versandt. Dies ist 
nicht zeitgemäß, fehleranfällig, bindet Personal und verursacht 
unnötige Kosten. 
 
Durch das neue Plattformen-Steuertransparenzgesetz soll die 
Steuerverwaltung umfangreiche Daten über Umsätze auf Online-
Plattformen erhalten. Das Finanzministerium muss rechtzeitig 
die personellen, organisatorischen und technischen Vorausset
zungen schaffen, damit die Steuerverwaltung die zu erwartende 
Datenflut effizient bewältigen kann. 
 

8.1 Prüfungsgegenstand 
 
Die Umsätze auf Online-Plattformen nehmen stetig zu. So haben z. B. 
2024 Gäste aus dem In- und Ausland über 4 große Online-Plattformen 
insgesamt 60,4 Mio. Übernachtungen in Ferienunterkünften in Deutsch
land gebucht.1 
 
Einkünfte aus der Vermietung von Ferienunterkünften sind als Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung oder aus Gewerbebetrieb einkommen
steuerpflichtig.2 Zusätzlich sind kurzfristige Vermietungen umsatzsteuer
pflichtig.3 
 
Bis 2023 hatten die Finanzämter keine Möglichkeit zu erkennen, ob Ver
mieter die durch die Buchung von Ferienunterkünften über Online-Platt-
formen erzielten Umsätze und Gewinne in ihren Steuererklärungen ange
geben hatten. Seit dem 01.01.2023 gilt eine neue Rechtslage. Nach dem 
Plattformen-Steuertransparenzgesetz (PStTG)4 sind Betreiber digitaler Platt-
formen nunmehr verpflichtet, Daten an das Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) zu liefern, von wo aus sie an die Länderfinanzbehörden weitergelei
tet werden sollen. Die ersten Datenlieferungen nach dem PStTG erhielt 
das BZSt im 1. Quartal 2024. 
 

 
1  Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung vom 07.05.2025. 
2  § 2 Abs. 1 Nr. 2 bzw. Nr. 6 Einkommensteuergesetz. 
3  § 1 Abs. 1 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz. 
4  Gesetz über die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen melden-

der Plattformbetreiber in Steuersachen (Plattformen-Steuertransparenzgesetz - PStTG) 
vom 20.12.2022, BGBl. I S. 2730. 
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Für die Vorjahre standen derartige Daten nicht zur Verfügung. 2015 hatte 
die Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg daher federführend 
für alle Länder über das BZSt ein Gruppenauskunftsersuchen an den Be-
treiber einer Online-Plattform gestellt. Nach einem längeren Gerichtsver
fahren wurden schließlich 2020 Daten für 2012 bis 2014 übermittelt. Auf 
Schleswig-Holstein entfielen dabei 147 Datensätze. 
 
Nach einem zweiten Gruppenauskunftsersuchen wurden 2023 weitere 
206.647 Datensätze für 2017 bis 2019 an die Steuerverwaltung in Schles
wig-Holstein übermittelt. Für 2020 bis 2022 wurde bereits eine weitere 
Datenlieferung angekündigt. 
 
Der LRH hat geprüft, wie die Steuerverwaltung in Schleswig-Holstein mit 
den zugelieferten Daten verfahren ist und mit den Datenlieferungen in Zu
kunft umgegangen werden soll. Hierzu hat er örtliche Erhebungen im Fi
nanzministerium Schleswig-Holstein, im Finanzamt für zentrale Prüfungs
dienste (ZPD) und in 12 Finanzämtern durchgeführt. 
 

8.2 Zuständigkeit in Schleswig-Holstein 
 
In Schleswig-Holstein ist die Steueraufsicht im ZPD für die Bearbeitung 
der zugelieferten Daten zuständig. Zum Zeitpunkt der örtlichen Erhebun
gen des LRH gehörten ihr insgesamt 21 Steuerfahnder an. Die Tätigkeit 
der Steueraufsicht erstreckt sich auf steuerliche und strafrechtliche Ermitt
lungen bei bisher unbekannten steuerlichen Sachverhalten. 
 

8.3 Umgang mit den Datenlieferungen im ZPD 
 
Die Steueraufsicht konnte die zugelieferten Daten 2.575 Steuerpflichtigen 
in Schleswig-Holstein zuordnen. Die Ermittlung der Steuerpflichtigen gestal-
tete sich hierbei teils sehr zeitaufwendig, da die Datensätze nicht immer 
eine eindeutige Identifizierung zuließen. Zum Teil war eine Zuordnung 
nicht möglich, da z. B. keine Klarnamen benutzt worden waren. 
 
Im Anschluss wertete die Steueraufsicht die Daten durch einen Abgleich 
mit den Angaben der Steuerpflichtigen in ihren Steuererklärungen aus. 
Anschließend übermittelte sie 1.433 Kontrollmitteilungen zur weiteren Prü
fung an verschiedene Stellen der Steuerverwaltung in Schleswig-Holstein 
und zuständigkeitshalber auch in anderen Ländern. 
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Mangels geeigneter elektronischer Verfahren musste die Steueraufsicht alle 
Kontrollmitteilungen ausdrucken und in Papierform versenden. Die Kon
trollmitteilungen bestehen aus 
 
• einem 3-seitigen Anschreiben, 
• einem Rückmeldebogen sowie  
• einer Aufstellung der den Steuerpflichtigen betreffenden vom Plattform

betreiber übermittelten Daten. 
 
Es werden demnach für jede einzelne Kontrollmitteilung mindestens 
5 Seiten ausgedruckt. Dies ist nicht zeitgemäß, führt zu einem hohen zeit
lichen Aufwand und verursacht unnötige Kosten. Die Bearbeitung der Ein
zelfälle wird so immens verzögert. 
 
Der LRH erwartet, dass sich das Finanzministerium im Rahmen seiner 
Möglichkeiten auf Bund-Länder-Ebene dafür einsetzt, die Einführung eines 
elektronischen Kontrollmitteilungsverfahrens voranzubringen. 
 
Unabhängig von der Einführung eines bundeseinheitlichen elektronischen 
Kontrollmitteilungsverfahrens hätte das Finanzministerium der Steuerauf
sicht geeignetes Handwerkzeug für die Ausfertigung von Kontrollmitteilun
gen zur Verfügung stellen müssen. Notfalls hätte unter Einbeziehung des 
Amtes für Informationstechnik (AIT) ein internes Verfahren eingerichtet 
werden können, um den zeitaufwendigen Prozess beim Erstellen und Ver
senden der Kontrollmitteilungen zu vermeiden. 
 
Das Finanzministerium teilt die Einschätzung des LRH und hält die Um
stellung auf einen elektronischen Versand von Kontrollmitteilungen für wich-
tig. Es setzt sich daher für eine bundeseinheitliche Umstellung nachdrück
lich ein. Die Einrichtung eines internen Verfahrens für Schleswig-Holstein 
hätte Zeit und Personal gefordert und Synergieeffekte der erstrebten bun
deseinheitlichen Lösung gefährdet. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Solange es kein bundeseinheitli
ches elektronisches Verfahren zum Versand von Kontrollmitteilungen gibt, 
hätte das Finanzministerium in dieser Situation für eigene interne Lösungen 
unter Nutzung der vorhandenen technischen Möglichkeiten sorgen müssen. 
 

8.4 Bearbeitung der Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern 
 
Die Steueraufsicht hat insgesamt 1.030 Kontrollmitteilungen an die übrigen 
Finanzämter in Schleswig-Holstein versandt. Der LRH hat anhand von Ein-
zelfällen geprüft, wie die Finanzämter mit diesen Kontrollmitteilungen um
gegangen sind. 
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8.4.1 Die Vorgaben wurden nicht eingehalten 
 
Die Bearbeitung von Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern ist in Erlas
sen des Finanzministeriums geregelt. Sie entsprach jedoch häufig nicht 
den dort gemachten Vorgaben. 
 
Nicht beachtet wurde unter anderem, dass die Kontrollmitteilungen bei 
steuerlich geführten Personen in den sogenannten Festsetzungsnahen Da
ten zu speichern und mit der Steuererklärung abzulegen sind. Hiermit soll 
insbesondere sichergestellt werden, dass die Informationen auch bei der 
nächsten Veranlagung beachtet werden. Auch hier wirkt sich aus, dass die 
Kontrollmitteilungen weiterhin in Papierform erstellt werden. Dies führt in 
den Finanzämtern zu einem erheblichen Arbeitsaufwand, uneinheitlichen 
Arbeitsabläufen und zeitlichen Verzögerungen. 
 
Solange kein elektronisches Verfahren zur Verfügung steht, sollte das 
Finanzministerium zumindest darauf hinwirken, dass in den Finanzämtern 
mit Papiereingängen einheitlich verfahren wird und alle Daten in der elekt
ronischen Akte gespeichert werden. 
 
Zudem wurden die Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern oft nur ober
flächlich geprüft. So unterblieb die vorgegebene Prüfung, ob die erklärten 
Einkünfte mit denen in der Kontrollmitteilung übereinstimmten. Es wurde 
nicht einmal weiter geprüft, wenn das Finanzamt zuvor Einkünfte nur 
geschätzt hatte. Nachfragen beim Steuerpflichtigen gab es in keinem Fall. 
Auch wurde in keinem Fall geprüft, ob gegebenenfalls eine Umsatzsteuer- 
oder eine Gewerbesteuerpflicht bestehen könnte.  
 
Weiterhin fehlte es in den Akten häufig an der notwendigen Dokumentation, 
sodass nicht nachvollziehbar war, ob und wie der Bearbeiter die Kontroll
mitteilung ausgewertet hatte.  
 
Die Finanzbehörden haben die Steuern nach Maßgabe der Gesetze gleich-
mäßig festzusetzen und zu erheben. Insbesondere haben sie sicherzustel
len, dass Steuern nicht verkürzt, zu Unrecht erhoben oder Steuererstat
tungen und Steuervergütungen nicht zu Unrecht gewährt oder versagt 
werden.1 Vorhandenes Kontrollmaterial muss ausgewertet werden. Ande
renfalls können steuerliche Auswirkungen und eventuelle strafrechtlich 
relevante Gesichtspunkte nicht erkannt werden. Hinzu kommt, dass der 
erhebliche Arbeitsaufwand in der Steueraufsicht konterkariert wird, wenn 
die Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern nicht geprüft werden.  
 

 
1  § 85 Abgabenordnung. 
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Der LRH fordert das Finanzministerium auf, darauf hinzuwirken, dass die 
Vorgaben zur Prüfung von Kontrollmitteilungen zukünftig eingehalten wer
den. 
 
Das Finanzministerium teilt mit, dass auch nach seiner Einschätzung die 
Kontrollmitteilungen einheitlich und nachvollziehbar abgelegt sein sollten. 
Dies entspreche einem geordneten Verwaltungsverfahren und ermögliche 
eine professionelle Bearbeitung. Das Finanzministerium nehme die Sensi
bilisierung der Finanzämter hinsichtlich der geltenden Dienstanweisungen 
weiterhin ernst und werde auf eine einheitliche Umsetzung der Vorgaben 
hinwirken. 
 

8.4.2 Eine Rückmeldung an die Steueraufsicht ist erforderlich  
 
Es war den Finanzämtern freigestellt, ob sie den den Kontrollmitteilungen 
beigefügten Rückmeldebogen über das Ergebnis der Prüfung an das ZPD 
zurücksenden. 
 
Die Prüfung ergab, dass aus den Finanzämtern häufig keine Rückmeldung 
an das ZPD erfolgte, obwohl die Kontrollmitteilungen ausgewertet worden 
waren. 
 
Das ZPD ist den Finanzämtern gegenüber nicht weisungsbefugt. Es kann 
daher nur darum bitten, die Fälle zu bearbeiten und eine Rückmeldung 
über das Ergebnis zu geben. Auf die Arbeitsabläufe in den Finanzämtern 
hat das ZPD keinen Einfluss. 
 
Um den Erfolg der Arbeit beurteilen zu können, sind Rückmeldungen - ins-
besondere über die erzielten Mehrergebnisse - unverzichtbar. Zudem ver
setzen Rückmeldungen das ZPD in die Lage, zu beurteilen, inwieweit die 
gefertigten Kontrollmitteilungen sinnvoll waren und inwieweit es zielführend 
ist, weitere Kontrollmitteilungen zu fertigen. Hinweise aus den Finanzämtern 
können zudem helfen, diese zu verbessern. 
 
Der LRH empfiehlt, die Rückmeldungen der Finanzämter an die Steuer
aufsicht verpflichtend zu machen und in die Dienstanweisung für die Ver
anlagungsstellen aufzunehmen. 
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung, dass Rückmeldungen der 
Veranlagungsfinanzämter über das Ergebnis der Prüfung an das ZPD der 
Steueraufsicht die Einschätzung ermöglichen, wie wirksam Kontrollmittei
lungen sind und wie sie künftige Prüffelder zielgerichtet weiterentwickeln 
kann. Vor diesem Hintergrund prüfe es die verbindliche Pflicht zur Rück
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meldung über die Bearbeitungsergebnisse und deren technische Umset
zung. 
 

8.5 Das Finanzministerium muss die Steueraufsicht und die Finanzämter 
besser unterstützen 
 
Die Bearbeitung der Datenlieferungen ist sehr arbeitsintensiv und noch 
immer nicht abgeschlossen - weder im ZPD noch in den übrigen Finanz
ämtern. Eine ausreichende Unterstützung durch das Finanzministerium 
gab es nicht. 
 
Das Finanzministerium sollte zukünftig bei derartigen Fallkonstellationen 
so früh wie möglich ein Konzept für deren Bearbeitung erstellen, gegebe
nenfalls zusammen mit dem ZPD, dem AIT und den übrigen Finanzäm
tern. Dabei sollten insbesondere folgende Punkte miteinbezogen werden: 
 
• der Umgang mit Kontrollmaterial im ZPD und in den übrigen Finanz-

ämtern, 
• eine regelmäßige Berichterstattungspflicht des ZPD an das Finanzminis-

terium bezüglich des Fortgangs der Bearbeitung, 
• eine Verpflichtung zur Rückmeldung der Mehrergebnisse an das Finanz-

ministerium und an das ZPD und 
• die erforderliche technische Unterstützung. 
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung, dass umfangreiche Prüf-
felder ein Konzept erfordern können. Der Umgang mit Datenlieferungen 
sei jedoch grundsätzlich Teil des operativen Geschäfts der Steueraufsicht. 
Vorgaben des Finanzministeriums bedürfe es hierfür regelmäßig nicht. 
Bezogen auf den konkreten Prüfungsgegenstand sei die Steueraufsicht 
systematisch vorgegangen und habe eine angemessene Priorisierung in 
der Bearbeitung vorgenommen, die auch auf künftige Datenlieferungen 
übertragbar sei. Die auf Basis des PStTG zu erwartenden Datenlieferungen 
würden entgegen den Datenlieferungen aus beispielsweise Gruppenaus
kunftsersuchen maschinell und ohne die Steueraufsicht bearbeitet werden, 
sodass insbesondere diesbezüglich kein Konzept zur Bearbeitung erfor
derlich sei. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Für umfangreiche Datenlieferun
gen auch außerhalb des PStTG sollte das Finanzministerium ein Konzept 
erstellen und die Bearbeitung etwaiger Datenlieferungen eng begleiten. 
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8.6 8 Jahre reichen nicht: Elektronische Verfahren wurden nicht rechtzei
tig fertig 
 
Mit dem Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und 
zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs wurde 2017 eine gesetz-
liche Grundlage für die elektronische Aktenführung im Strafverfahren ge
schaffen. Spätestens ab dem 01.01.2026 sollten die Bußgeld- und Straf-
sachenstellen und die Steuerfahndungsstellen ihre Akten elektronisch füh-
ren sowie Dokumente mit anderen Strafverfolgungsbehörden und Gerichten 
elektronisch austauschen.  
 
Eine Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass die Akten auch elektronisch 
geführt werden können. Dies sollte bundesweit durch das bundeseinheit-
liche Verfahren KONSENS BuStra/Steufa1 gewährleistet werden. Dieses 
soll unter anderem die Fallbearbeitung im Bereich der Bußgeld- und Straf
sachenstellen und der Steuerfahndungsstellen vom Anzeigeneingang bis 
zum Prüfungs- bzw. Verfahrensabschluss ermöglichen. Geplant war, das 
Verfahren bis spätestens 2024 in Schleswig-Holstein einzuführen. Laut Fi
nanzministerium musste die Einführung jedoch verschoben werden, da die 
vorhandene Version des Verfahrens auf einem unzureichenden Entwick
lungsstand und nicht praxistauglich war. Eine Einführung mit diesem 
Entwicklungsstand hätte erhebliche Nachteile für die Arbeitsprozesse im 
ZPD zur Folge gehabt. Letztendlich wurde das Verfahren KONSENS 
BuStra/Steufa in Schleswig-Holstein erst zum 01.01.2025 eingeführt. 
 
Weitere Voraussetzung für den elektronischen Austausch von Dokumenten 
mit anderen Strafverfolgungsbehörden und Gerichten ist die Einführung 
des bundesweiten KONSENS-Verfahrens eSPOG.2 Allerdings wurde dieses 
Verfahren nicht rechtzeitig fertiggestellt. Die Landesregierung war daher 
gezwungen, dem ZPD zu erlauben, bis zum 31.12.2026 sowohl Bußgeld- 
als auch Strafakten weiterhin in Papierform zu führen.3 
 
Bund und Ländern ist es in mehr als 8 Jahren nicht gelungen, in der Steuer-
verwaltung die technischen Voraussetzungen für die elektronische Akten
führung und den elektronischen Rechtsverkehr mit der Justiz zu schaffen. 
Die Entwicklung des Verfahrens KONSENS BuStra/Steufa hat sogar fast 
18 Jahre gedauert. Der LRH erwartet, dass sich das Finanzministerium im 

 
1  KONSENS Anwendung für die Bußgeld- und Strafsachenstelle und die Steuerfahndung. 
2  Elektronischer Rechtsverkehr und elektronische Akte nach StPO und OWiG. 
3  Landesverordnung zur vorübergehenden Ausnahme von der Verpflichtung zur elektroni

schen Führung von Bußgeldakten der Bußgeldbehörden und Strafakten der Bußgeld- und 
Strafsachenstelle des Finanzamtes für Zentrale Prüfungsdienste sowie zur Änderung der 
Landesverordnung über die elektronische Aktenführung in der Justiz (E-BußStA-Opt-out-
LVO), GVOBl Schl.-H. 2025 Nr. 179 vom 22.12.2025. 
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Rahmen seiner Möglichkeiten dafür einsetzt, dass sich die Entwicklung von 
Fachverfahren im KONSENS-Verbund endlich beschleunigt. 
 
Das Finanzministerium befürwortet (voll-)elektronische Verfahren. Für 
die Bearbeitung von steuerstrafrechtlichen Sachverhalten sei die Einfüh
rung des Verfahrens KONSENS BuStra/Steufa in Schleswig-Holstein zum 
01.01.2025 ein Meilenstein gewesen. Der elektronische Rechtsverkehr 
und die elektronische Aktenführung in Straf- und Bußgeldverfahren seien 
weitere Schritte auf diesem Weg. Zur Umsetzung sei auf KONSENS-
Ebene das bundesweit gebündelte Projekt eSPOG etabliert worden. Nach-
dem der Bundesgesetzgeber den Ländern im Dezember 2025 zur Siche
rung einer störungsfreien flächendeckenden Einführung der elektronischen 
Akte eröffnet habe, den Termin für die verpflichtende elektronische Akten
führung durch Rechtsverordnung bis zum 31.12.2026 hinauszuschieben, 
habe die Landesregierung diese Möglichkeit ergreifen müssen. Für die 
Steuerverwaltung sei dies mangels fachlicher Freigabe der technischen 
Komponenten alternativlos gewesen. In Schleswig-Holstein habe man je
doch stets die technischen und organisatorischen Voraussetzungen her
gestellt, um eine zügige Einführung der bundesweit gebündelt entwickelten 
Verfahren sicherzustellen. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Es ist nicht akzeptabel, dass in 
der Steuerverwaltung lange bekannte gesetzliche Vorgaben aufgrund feh
lender bzw. unzureichender technischer Unterstützung nicht eingehalten 
werden können. 
 

8.7 Die große Datenflut: Das Plattformen-Steuertransparenzgesetz 
 
Am 01.01.2023 ist das PStTG in Kraft getreten. Es verpflichtet Betreiber 
digitaler Plattformen, dem BZSt jährlich bis zum 31.03. strukturierte Daten-
sätze über Umsätze von Anbietern zu übermitteln, die über digitale Platt
formen gegen Vergütung bestimmte Tätigkeiten ausüben. Hierzu zählen 
unter anderem: 
 
• die zeitlich begrenzte Überlassung von Nutzungen und anderen Rech

ten jeder Art an unbeweglichem Vermögen, 
• die Erbringung persönlicher Dienstleistungen, 
• der Verkauf von Waren und 
• die zeitlich begrenzte Überlassung von Nutzungen und anderen Rechten 

jeder Art an Verkehrsmitteln.1 
 

 
1  § 5 Abs. 1 PStTG. 
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Das BZSt soll die Daten an die zuständigen Landesfinanzbehörden weiter
leiten. Die rechtliche Würdigung der übermittelten Sachverhalte obliegt den 
zuständigen Finanzämtern. 
 

8.7.1 Die Daten sind immer noch nicht in den Finanzämtern  
 
Obwohl das PStTG bereits seit 3 Jahren in Kraft ist, hat die Steuerverwal
tung in Schleswig-Holstein bisher noch keine Datenlieferungen seitens des 
BZSt erhalten.  
 
Das BZSt selbst geht von jährlichen Datenlieferungen von bis zu 6,5 Mio. 
Anbietern aus, aufgeteilt auf rund 500 Plattformbetreiber. In welchem Um
fang insgesamt Datensätze an die jeweiligen Landesfinanzbehörden wei
tergeleitet werden müssen, ist derzeit nicht abschätzbar.   
 
Voraussetzung dafür, dass die erwartete Datenmenge von den Finanzäm
tern bewältigt werden kann, ist eine funktionierende technische Lösung zur 
Weiterleitung der Daten an die Landesfinanzbehörden. Auch Anfang 2026 
liegt eine solche Lösung immer noch nicht vor. 
 
Es ist nicht hinnehmbar, dass auch 3 Jahre nach Inkrafttreten des PStTG 
die Daten nicht elektronisch an die Landesfinanzbehörden weitergeleitetet 
werden können. Je länger dieser Zustand anhält, desto größer wird die zu 
bearbeitende Datenmenge. Das Finanzministerium sollte sich auf Bund-
Länder-Ebene dafür einsetzen, dass die erforderlichen technischen Lösun-
gen schnellstmöglich zur Verfügung gestellt werden.  
 
Das Finanzministerium teilt die Einschätzung, dass schnelle bundesweite 
Lösungen angezeigt seien. Die Entwicklung der entsprechenden techni
schen Lösungen sei weitestgehend abgeschlossen, sodass mit den ersten 
Datenlieferungen des BZSt im Jahr 2026 zu rechnen sei. Schleswig-
Holstein begleite diesen Prozess und bringe sich aktiv in die länderüber
greifenden Abstimmungen zur Anbindung ein. 
 

8.7.2 Die Finanzämter müssen auf die Datenflut vorbereitet werden 
 
Die Prüfung des LRH hat gezeigt, dass die Finanzämter bereits mit der 
Bearbeitung der Daten von lediglich einer Online-Plattform Probleme hatten. 
 
Zwar sollen zukünftig Daten nach dem PStTG elektronisch direkt an die 
Finanzämter geliefert werden. Die Einzelfälle müssen aber weiterhin in 
den Finanzämtern bearbeitet werden. Dort muss unter anderem geprüft 
werden, ob steuerpflichtige Einkünfte vorliegen, wie hoch diese sind und 
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ob gegebenenfalls auch strafrechtliche Maßnahmen ergriffen werden 
müssen. 
 
Der LRH sieht es als zwingend erforderlich an, dass das Finanzministerium 
umgehend geeignete Vorkehrungen trifft, um die Steuerverwaltung in 
Schleswig-Holstein personell, fachlich, technisch und organisatorisch auf 
die absehbare Datenzunahme vorzubereiten. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass die Finanzämter die mit der Umstellung verbundenen Her
ausforderungen sachgerecht bewältigen und die gemeldeten Daten voll
umfänglich in das Besteuerungsverfahren einfließen lassen können. 
 
Das Finanzministerium führt aus, dass der Abgleich und die Auswertung 
von Datenlieferungen grundsätzlich einen erheblichen Anteil der Tätigkei
ten im Rahmen der Veranlagung darstellten. Trotzdem verlangten die 
künftigen Anforderungen auch eine Vorbereitung in den Finanzämtern 
Schleswig-Holsteins. Daher solle in einem Einführungserlass auf die tech
nischen Besonderheiten der neuen Mitteilungskategorien hingewiesen 
werden. Die Mitarbeitenden in den Veranlagungsdienststellen würden die 
weiteren Schritte zur steuerlichen Auswertung bereits als wesentlichen Teil 
ihrer auch schon bisherigen täglichen Arbeit kennen. 
 
Der LRH begrüßt die geplante Erstellung eines Einführungserlasses be
züglich der technischen Besonderheiten. Seine aktuelle Prüfung hat jedoch 
gezeigt, dass die steuerliche Auswertung von Kontrollmaterial in den Finanz-
ämtern gerade nicht einheitlich und nicht in ausreichendem Maße erfolgt. 
Er fordert das Finanzministerium auf, sich ab der ersten Datenlieferung re
gelmäßig über die Bearbeitung der zu erwartenden Datenmengen in den 
Finanzämtern zu informieren und gegebenenfalls weitere Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine sachgerechte Auswertung der Daten sicherzustellen. 
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